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Leitsätze Geht es im streitgegenständlichen

Ausgangsverfahren im Rahmen einer
endgültigen Leistungsfestsetzung im
Wesentlichen um Erstattungsansprüche
kann die Bedeutung des Verfahrens nicht
pauschal als unterdurchschnittlich
betrachtet werden. Neben dem
Suspensiveffekt der Klage sind jedenfalls
auch die Höhe der geforderten Erstattung
sowie die Frage zu berücksichtigen, ob es
Anhaltspunkte dafür gibt, dass die Klage
im Wesentlichen erhoben wurde, um die
Rückzahlung der Forderung hin-
auszuzögern. Letzteres dürfte in der
Regel als widerlegt anzusehen sein, wenn
ein Kläger im Ausgangsverfahren
zumindest einen nicht unerheblichen
Teilerfolg erzielt und/oder selbst keine
Verfahrensverzögerungen verursacht
hat. 

Mit Blick auf die Forderungshöhe ist dabei
bei Empfängern (ergänzender)
Grundsicherungsleistungen zu
berücksichtigen, dass sich der objektive
Umfang für diese anders darstellt. Denn
existenzsichernden Leistungen ist
regelmäßig eine überdurchschnittliche
Bedeutung für ihren Empfänger
beizumessen (BSG, Urteil vom 03.09.2014
– B 10 ÜG 2/14 R – juris, Rn. 39), weil ggf.
Leistungen zur Deckung des
Lebensunterhalts im
Existenzminimumsbereich fehlen und
durch Einsparmaßnahmen bzw. die
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Aufnahme privater Darlehen kompensiert
werden müssen (BSG, Urteil vom
12.02.2015 – B 10 ÜG 11/13 R –, juris, Rn.
29). Dementsprechend bereitet die-sen
ggf. aber auch die Rückzahlung bereits
geringerer Beträge größere Probleme.

In welchem Umfang dem Gericht eine
Vorbereitungs- und Bedenkzeit zusteht,
richtet sich nach dem Einzelfall. Es kann
nicht davon ausgegangen werden, dass
die Vorbereitungs- und Bedenkzeit
regelmäßig über zwölf Monate hinaus zu
verlängern ist, wenn es im Wesentlichen
um Erstattungsstreitigkeiten geht. 

Ob in den Fällen, in denen es im
streitgegenständlichen
Ausgangsverfahren maßgeblich um
Erstattungsansprüche geht, eine
Wiedergutmachung auf andere Weise
gemäß § 198 Abs. 4 GVG im Wege der
Feststellung der Unangemessenheit der
Verfahrensdauer ausreicht, hängt vom
Einzelfall ab. Es ist insoweit zu
berücksichtigen, von welcher Bedeutung
das Verfahren für einen Kläger war und
ob er zu dessen Verlängerung
beigetragen hat.

Normenkette §§ 198 ff. GVG i.d.F. des Gesetzes über
den Rechtsschutz bei überlangen Gerichts-
verfahren und strafrechtlichen
Ermittlungsverfahren (GRüGV)

1. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

2. Instanz

Aktenzeichen L 37 SF 197/19 EK AS
Datum 26.05.2020

3. Instanz

Datum -

Der Beklagte wird verurteilt, an die KlÃ¤ger wegen Ã¼berlanger Dauer der vor dem
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Sozialgericht P unter den Aktenzeichen S 26 AS 994/16 und S 26 AS 995/16
gefÃ¼hrten Verfahren eine EntschÃ¤digung in HÃ¶he von 5.000,71 EUR zzgl.
Zinsen in HÃ¶he von fÃ¼nf Prozentpunkten Ã¼ber dem jewei-ligen Basiszinssatz ab
dem 04. Oktober 2019 zu zahlen. Die Kosten des Verfahrens hat der Beklagte zu
tragen. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die KlÃ¤ger begehren eine EntschÃ¤digung wegen Ã¼berlanger Dauer der vor dem
So-zialgericht P unter den Aktenzeichen S 26 AS 994/16 und S 26 AS 995/16
gefÃ¼hrten Verfahren. Den abgeschlossenen Ausgangsverfahren lagen folgende
Sachverhalte zugrunde:

Am 06. Juni 2016 erhoben die KlÃ¤ger Klagen gegen das Jobcenter Brandenburg an
der Havel, das nach zunÃ¤chst vorlÃ¤ufiger Bewilligung von
Grundsicherungsleistungen fÃ¼r Arbeitsuchende nach dem Zweiten Buch des
Sozialgesetzbuches (SGB II) mit Bescheiden vom 01. Februar 2016 in der Gestalt
der Widerspruchsbescheide vom 04. bzw. 06. Mai 2016 endgÃ¼ltige
Leistungsfestsetzungen vorgenommen und in de-ren Rahmen
ErstattungsansprÃ¼che gegen die KlÃ¤ger in HÃ¶he von insgesamt 2.440,18 EUR
geltend gemacht hatte. Zugleich beantragten sie Akteneinsicht vor aus-fÃ¼hrlicher
KlagebegrÃ¼ndung.

Beim Sozialgericht P wurden zwei Verfahren registriert, von denen sich das unter
dem Aktenzeichen S 26 AS 994/16 gefÃ¼hrte auf den Leistungszeitraum April bis
Sep-tember 2015 und das unter dem Aktenzeichen S 26 AS 995/16 gefÃ¼hrte auf
den Leistungszeitraum Oktober 2014 bis MÃ¤rz 2015 bezog. Am 15. Juni 2016
bestÃ¤tigte das Sozialgericht in beiden Verfahren den Klageeingang, forderte den
damaligen Beklagten auf, die Verwaltungsakten innerhalb von vier Wochen den
BevollmÃ¤chtig-ten zur Einsicht zu Ã¼bersenden und sich innerhalb von sechs
Wochen zu Ã¤uÃ�ern. Am 24. Juni 2016 trafen in beiden Verfahren die
Erwiderungen des damaligen Beklagten ein und wurden jeweils am 07. Juli 2016 an
die BevollmÃ¤chtigten zur Kenntnisnahme weitergeleitet. Die VorgÃ¤nge wurden in
das Sitzungs-Fach verfÃ¼gt.

Am 04. bzw. 07. Oktober 2016 gingen die KlagebegrÃ¼ndungen ein, mit denen im
Wesentlichen geltend gemacht wurde, dass die Anrechnung eines Durchschnittsein-
kommens fehlerhaft sei. Im Verfahren S 26 AS 995/16 wurde darÃ¼ber hinaus eine
Erstattung bei endgÃ¼ltiger Leistungsfestsetzung schon deshalb als nicht mÃ¶glich
an-gesehen, weil am 22. November 2014 Ã�nderungsbescheide ergangen seien,
denen kein VorlÃ¤ufigkeitsvorbehalt zu entnehmen gewesen sei.

Der damalige Beklagte wurde am 07. bzw. 12. Oktober 2016 jeweils zur Stellung-
nahme aufgefordert. WÃ¤hrend sich das Gericht im Verfahren S 26 AS 994/16 zu-
nÃ¤chst intern eine Frist von zwei Wochen zur Ã�berprÃ¼fung des RÃ¼cklaufs der
Verwal-tungsakten von den ProzessbevollmÃ¤chtigten gesetzt hatte, verfristete es
letztlich beide Verfahren am 12. Oktober 2016 um fÃ¼nf Wochen.
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Am 21. Oktober und 01. November 2016 gingen im Verfahren S 26 AS 994/16 die
Klageerwiderung und eine ergÃ¤nzende Stellungnahme vom damaligen Beklagten
ein, im Verfahren S 26 AS 995/16 am 01. November 2016. Am 01. bzw. 02.
November 2016 erfolgte jeweils eine Weiterleitung an die BevollmÃ¤chtigten zur
Stellungnahme. Zugleich wurden von diesen im Verfahren S 26 AS 994/16 die
Verwaltungsakten zurÃ¼ckgefordert. Mit jeweils am 17. November 2016 bei Gericht
eingehenden SchriftsÃ¤tzen nahmen die BevollmÃ¤chtigten Stellung. Die Schreiben
wurden jeweils am 21. November 2016 an den damaligen Beklagten zur
Stellungnahme weitergeleitet. Zugleich wurde bei diesem im Verfahren S 26 AS
994/16 angefragt, ob die Verwaltungsakten zwischenzeitlich an die
BevollmÃ¤chtigten Ã¼bersandt worden seien. Am 02. Dezember 2016 beantragten
die BevollmÃ¤chtigten, den KlÃ¤gern in HÃ¶-he der Selbstbeteiligung sowie nicht
durch die Rechtsschutzversicherung gedeckter Kostenanteile Prozesskostenhilfe zu
gewÃ¤hren. Die Erwiderungen gingen in beiden Verfahren am 05. Dezember 2016
ein. Zugleich teilte der damalige Beklagte im Ver-fahren S 26 AS 994/16 mit, dass
die Ã�bersendung der Verwaltungsakten versehent-lich unterblieben sei, und
kÃ¼ndigte eine baldige Erledigung an. Die jeweiligen SchriftsÃ¤tze wurden dem
bzw. den jeweils anderen Beteiligten am 07. Dezember 2016 zur Kenntnisnahme
zugeleitet. Im Verfahren S 26 AS 994/16 wurden ferner am 22. Dezember 2016
ErklÃ¤rungen zu den persÃ¶nlichen und wirtschaftlichen VerhÃ¤lt-nissen
angefordert, nachdem diese nur einmal Ã¼bersandt worden waren. Nachdem der
damalige Beklagte mit am 14. Dezember 2016 eingehenden Schreiben die Ã�ber-
sendung der Verwaltungsakten an die ProzessbevollmÃ¤chtigten angezeigt hatte,
die angeforderten Prozesskostenhilfeunterlagen am 12. Januar 2017 eingegangen
wa-ren, und die von den ProzessbevollmÃ¤chtigten weitergeleiteten
Verwaltungsakten am 19. Januar 2017 bei Gericht eingegangen waren, bewilligte
das Sozialgericht den KlÃ¤gern in beiden Verfahren jeweils mit Beschluss vom 24.
Januar 2017 â�� korrigiert durch BeschlÃ¼sse vom 07. Februar 2017 â��
Prozesskostenhilfe im begehrten Umfang. Weiter verfÃ¼gte es die Verfahren in das
Sitzungs-Fach.

Mit am 29. bzw. 28. November 2018 eingehenden SchriftsÃ¤tzen rÃ¼gten die
KlÃ¤ger jeweils die Verfahrensdauer.

Am 12. Dezember 2018 bestimmte das Gericht in beiden sowie einem dritten
Verfah-ren jeweils einen Termin zur ErÃ¶rterung der Sache auf den 20. Februar
2019. In die-sem Termin gab der damalige Beklagte im Verfahren S 26 AS 994/16
ein Teilaner-kenntnis ab (Reduzierung des Erstattungsanspruchs von 1.147,44 EUR
auf 918,54 EUR je KlÃ¤ger), in der Sache S 26 AS 995/16 erkannte er den
Klageanspruch vollstÃ¤ndig an. Die KlÃ¤ger nahmen das Anerkenntnis im Verfahren
S 26 AS 995/16 an. In der Sache S 26 AS 994/16 behielten sie sich die Annahme
fÃ¼r vier Wochen zum Zwecke der RÃ¼cksprache mit dem Insolvenzverwalter vor.
Mit am 21. MÃ¤rz 2019 bei Gericht ein-gehendem Schriftsatz nahmen die KlÃ¤ger
auch im Verfahren S 26 AS 994/16 das Teilanerkenntnis an und erklÃ¤rten den
Rechtsstreit im Ã�brigen fÃ¼r erledigt.

Nachdem der Beklagte es im Rahmen eines auÃ�ergerichtlichen Verfahrens abge-
lehnt hatte, den KlÃ¤gern ihrem Antrag vom 14. Juli 2019 entsprechend die von
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ihnen dort im Umfang von insgesamt mindestens 4.400,00 EUR geforderte
EntschÃ¤digung zu gewÃ¤hren, haben die KlÃ¤ger am 16. August 2019 eine
EntschÃ¤digungsklage erho-ben. Zur BegrÃ¼ndung machen sie geltend, bei den
streitgegenstÃ¤ndlichen Ausgangs-verfahren, die sich jeweils Ã¼ber zwei Jahre und
acht Monate hingezogen hÃ¤tten, ha-be es sich um Verfahren durchschnittlicher
Schwierigkeit und KomplexitÃ¤t gehandelt. In beiden Verfahren sei es in den
Monaten August und September 2016 sowie von MÃ¤rz 2017 bis November 2018 zu
gerichtlicher InaktivitÃ¤t gekommen. Dass das Ge-richt im August und September
2016 eine KlagebegrÃ¼ndung abgewartet habe, recht-fertige keine andere
Entscheidung. Weder sei dem Sozialgerichtsgesetz (SGG) eine Pflicht zur
KlagebegrÃ¼ndung noch der EingangsbestÃ¤tigung eine entsprechende Auf-
forderung zu entnehmen. Im Ã�brigen wÃ¤re diese Zeit bereits von der nach der
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts maximal einzurÃ¤umenden
Vorbereitungs- und Bedenkzeit von zwÃ¶lf Monaten umfasst. Von den mithin jeweils
relevanten min-desten 23 Monaten gerichtlicher InaktivitÃ¤t seien mindestens elf
als entschÃ¤digungs-relevant anzusehen. Allein der Suspensiveffekt einer Klage
rechtfertige keine Ã�ber-schreitung der mit zwÃ¶lf Monaten bereits groÃ�zÃ¼gig
bemessenen Vorbereitungs- und Bedenkzeit. Im Ã�brigen hÃ¤tten sich die Klagen
nicht nur gegen die Erstattungsbe-scheide, sondern auch gegen die
Bewilligungsbescheide gerichtet, mit denen die Leistungen endgÃ¼ltig festgesetzt
worden seien. SchlieÃ�lich habe der Beklagte sie von den fÃ¼r das vorprozessuale
Verfahren angefallenen Rechtsanwaltskosten freizu-stellen.

Die KlÃ¤ger beantragen,

den Beklagten zu verurteilen, ihnen wegen Ã¼berlanger Dauer der vor dem Sozi-
algericht P unter den Aktenzeichen S 26 AS 994/16 sowie S 26 AS 995/16 ge-
fÃ¼hrten Verfahren EntschÃ¤digungen in HÃ¶he von mindestens 1.100,00 EUR je
Ver-fahren und Person nebst Zinsen in HÃ¶he von 5 Prozentpunkten Ã¼ber dem
jewei-ligen Basiszinssatz ab RechtshÃ¤ngigkeit zu zahlen

sowie

sie von den fÃ¼r die auÃ�ergerichtliche Geltendmachung der EntschÃ¤digungsan-
sprÃ¼che angefallenen Rechtsanwaltskosten in HÃ¶he von 600,71 EUR nebst
Zinsen in HÃ¶he von 5 Prozentpunkten Ã¼ber dem jeweiligen Basiszinssatz ab
Rechts-hÃ¤ngigkeit freizustellen.

Der Beklagte beantragt,

die Klage abzuweisen.

Der Beklagte, dem die Klage am 04. Oktober 2019 zugestellt worden ist, meint, die
KlÃ¤ger hÃ¤tten keinen EntschÃ¤digungsanspruch. Den streitgegenstÃ¤ndlichen
Verfah-ren sei jeweils eine allenfalls durchschnittliche Schwierigkeit und
KomplexitÃ¤t zuzu-schreiben, wÃ¤hrend die Bedeutung der Verfahren fÃ¼r die
KlÃ¤ger unterdurchschnittlich gewesen sei. Dabei sei es unerheblich, ob die KlÃ¤ger
sich mit ihren streitgegenstÃ¤nd-lichen Klagen nur gegen die jeweiligen
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Erstattungsbescheide oder auch gegen die jeweiligen Bewilligungsbescheide
gewandt hÃ¤tten. Entscheidend fÃ¼r die Annahme einer unterdurchschnittlichen
Bedeutung des Ausgangsverfahrens fÃ¼r die KlÃ¤ger sei vielmehr, dass sie sich
ausschlieÃ�lich gegen eine RÃ¼ckzahlung bereits erhaltener Leistungen gewandt
und gerade nicht zusÃ¤tzliche Leistungen begehrt hÃ¤tten. Der Suspensiveffekt
ihrer Klagen habe sie vorlÃ¤ufig vor der strittigen RÃ¼ckzahlung be-wahrt. Es liege
insofern auf der Hand, dass ihr Interesse an einer schnellen Beendi-gung des
Klageverfahrens geringer sei als z.B. bei KlÃ¤gern, die mit der Klage hÃ¶here
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts einklagten. Entgegen der Ansicht
der KlÃ¤ger habe die gerichtliche InaktivitÃ¤t in beiden Verfahren auch lediglich von
MÃ¤rz 2017 bis November 2018, insgesamt mithin jeweils 21 Kalendermonate, ge-
dauert. Vorliegend sei angesichts der unterdurchschnittlichen Bedeutung des Aus-
gangsverfahrens eine lÃ¤ngere Vorbereitungs- und Bedenkzeit zuzubilligen. Ange-
sichts des Suspensiveffekts und des damit vorlÃ¤ufigen Erreichens des Klagezieles
allein mit der Klageerhebung sei kein Interesse der KlÃ¤ger an einer raschen Ent-
scheidung durch das Gericht erkennbar. Es erscheine daher angemessen, mindes-
tens von einer doppelten Vorbereitungs- und Bedenkzeit je Instanz auszugehen. Es
verbleibe damit vorliegend kein entschÃ¤digungspflichtiger
VerzÃ¶gerungszeitraum.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die zwischen
den Beteiligten gewechselten SchriftsÃ¤tze nebst Anlagen, den sonstigen Inhalt der
Gerichtsakte und auf die Akten des Ausgangsverfahrens verwiesen, die dem Senat
vorgelegen haben und Gegenstand der Entscheidung gewesen sind.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Der nach Â§ 201 Abs. 1 Gerichtsverfassungsgesetz (GVG) sowie Â§ 202 Satz 2 SGG,
jeweils in der Fassung des Gesetzes Ã¼ber den Rechtsschutz bei Ã¼berlangen Ge-
richtsverfahren und strafrechtlichen Ermittlungsverfahren (GRÃ¼GV) vom 24. No-
vember 2011 (BGBl. I, S. 2302) und des Gesetzes Ã¼ber die Besetzung der groÃ�en
Straf- und Jugendkammern in der Hauptverhandlung und zur Ã�nderung weiterer ge-
richtsverfassungsrechtlicher Vorschriften sowie des Bundesdisziplinargesetzes vom
06. Dezember 2011 (BGBl. I, S. 2554) fÃ¼r die Entscheidung Ã¼ber die EntschÃ¤di-
gungsklage zustÃ¤ndige Senat konnte Ã¼ber diese nach Â§ 201 Abs. 2 Satz 1 GVG
i.V.m. Â§Â§ 202 Satz 2, 124 Abs. 2 SGG ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
entscheiden, nachdem die Beteiligten hierzu unter dem 30. April bzw. 05. Mai 2020
ihr Einver-stÃ¤ndnis erteilt hatten.

A. Die als allgemeine Leistungsklage statthafte, auf GewÃ¤hrung einer EntschÃ¤di-
gung wegen Ã¼berlanger Dauer der vor dem Sozialgericht P unter den
Aktenzeichen S 26 AS 994/16 und S 26 AS 995/16 gefÃ¼hrten Verfahren gerichtete
Klage ist zulÃ¤s-sig. Insbesondere bestehen weder an der Wahrung der gemÃ¤Ã� Â§
90 SGG fÃ¼r die Klage vorgeschriebenen Schriftform noch an der Einhaltung der
nach Â§ 198 Abs. 5 Satz 2 GVG zu wahrenden Klagefrist von sechs Monaten nach
Eintritt der Rechts-kraft der Entscheidung, die das Verfahren beendet, oder einer
anderen Erledigung des Verfahrens Zweifel. Denn nachdem das Verfahren S 26 AS
994/16 am 20. Februar 2019 durch Annahme eines Teilanerkenntnisses geendet
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hatte und im Verfahren S 26 AS 995/16 das am selben Tage erklÃ¤rte Anerkenntnis
letztlich am 21. MÃ¤rz 2019 angenommen worden war, haben die KlÃ¤ger am 16.
August 2019 beim Landessozialgericht EntschÃ¤digungsklage erhoben, die dem
Beklagten nach vollstÃ¤ndigem Eingang des Kostenvorschusses am 26. September
2019 letztlich am 04. Oktober 2020 zugestellt worden ist.

B. Die sich unter BerÃ¼cksichtigung des Â§ 200 Satz 1 GVG zu Recht gegen das
hier passivlegitimierte Land Brandenburg richtende EntschÃ¤digungsklage ist auch
begrÃ¼ndet.

I. Die KlÃ¤ger haben Anspruch auf Zahlung einer EntschÃ¤digung sowohl wegen des
erlittenen immateriellen Nachteils als auch zum Ausgleich des ihnen entstande-nen
VermÃ¶gensschadens.

Nach Â§ 198 Abs. 1 Satz 1 GVG wird angemessen entschÃ¤digt, wer infolge unange-
messener Dauer eines Gerichtsverfahrens als Verfahrensbeteiligter einen Nachteil
erleidet. FÃ¼r einen Nachteil, der nicht VermÃ¶gensnachteil ist, kann
EntschÃ¤digung nur beansprucht werden, soweit nicht nach den UmstÃ¤nden des
Einzelfalls Wiedergut-machung auf andere Weise gemÃ¤Ã� Â§ 198 Abs. 4 GVG
ausreichend ist (Â§ 198 Abs. 2 S. 2 GVG). Eine EntschÃ¤digung erhÃ¤lt ein
Verfahrensbeteiligter nur dann, wenn er bei dem mit der Sache befassten Gericht
die Dauer des Verfahrens gerÃ¼gt hat (Â§ 198 Abs. 3 Satz 1 GVG).

Diese Voraussetzungen liegen hier vor. Die KlÃ¤ger haben in beiden
Ausgangsverfah-ren Ende November 2018 nach damals gut 29monatiger
Verfahrensdauer VerzÃ¶ge-rungsrÃ¼gen erhoben. Auch weisen die sich ab
Klageerhebung jeweils am 06. Juni 2016 bis zur Erledigung durch Annahme der
(Teil)Anerkenntnisse im Februar bzw. MÃ¤rz 2019 Ã¼ber zwei Jahre und acht bzw.
neun Monate hinziehenden Verfahren je-weils eine unangemessene Dauer auf.

GemÃ¤Ã� Â§ 198 Abs. 1 Satz 2 GVG kommt es fÃ¼r die Beurteilung der
Verfahrensdauer auf die UmstÃ¤nde des Einzelfalls, insbesondere das Verhalten der
Verfahrensbetei-ligten und Dritten sowie die Schwierigkeit, KomplexitÃ¤t und
Bedeutung des Verfah-rens an, wobei nicht nur die Bedeutung fÃ¼r den auf
EntschÃ¤digung klagenden Verfah-rensbeteiligten aus der Sicht eines
verstÃ¤ndigen Betroffenen von Belang ist, sondern auch die Bedeutung fÃ¼r die
Allgemeinheit.

1. Die Ausgangsverfahren, in denen die KlÃ¤ger sich gegen die HÃ¶he der im Rah-
men endgÃ¼ltiger Leistungsfestsetzungen gewÃ¤hrten Leistungen und
insbesondere die Geltendmachung von ErstattungsansprÃ¼chen in einem der
Verfahren in HÃ¶he von 1.147,44 EUR je KlÃ¤ger, im anderen in HÃ¶he von 72,64
EUR bzw. 72,66 EUR wandten, waren von durchschnittlicher Schwierigkeit und
KomplexitÃ¤t. Ebenso ist zur Ã�berzeugung des Senats die Bedeutung der
Verfahren als durchschnittlich einzustufen.

Die Bedeutung eines Verfahrens ergibt sich zum einen aus der allgemeinen Tragwei-
te der Entscheidung fÃ¼r die materiellen und ideellen Interessen der Beteiligten.
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Zum anderen trÃ¤gt zur Bedeutung der Sache im Sinne des Â§ 198 Abs. 1 Satz 2
GVG im Kontext des Anspruchs auf effektiven Rechtsschutz maÃ�geblich das
Interesse des Betroffenen gerade an einer raschen Entscheidung bei. Entscheidend
ist deshalb auch, ob und wie sich der Zeitablauf nachteilig auf die
Verfahrensposition eines KlÃ¤-gers und das geltend gemachte materielle Recht
sowie mÃ¶glicherweise auf die weite-ren geschÃ¼tzten Interessen auswirkt (BSG,
Urteile vom 03.09.2014 â�� B 10 Ã�G 2/13 -, Rn. 29, â�� B 10 Ã�G 9/13 R -, Rn. 31,
â�� B 10 Ã�G 12/13 R -, Rn. 35, â�� B 10 Ã�G 2/14 R -, Rn. 38, vom 12.02.2015 â��
B 10 Ã�G 7/14 R -, Rn. 30 sowie vom 07.09.2017 â�� B 10 Ã�G 1/16 R -, Rn. 34,
jeweils zitiert nach juris).

Soweit der Beklagte meint, die Bedeutung des Verfahrens sei unterdurchschnittlich
gewesen, da im Mittelpunkt im Wesentlichen die Abwehr von
Erstattungsforderungen eines LeistungstrÃ¤gers gestanden habe und daher davon
auszugehen sei, dass die KlÃ¤ger kein Interesse an einer raschen gerichtlichen
Entscheidung gehabt, sie viel-mehr angesichts des Suspensiveffekts ihrer Klagen
mit deren Erhebung ihr Ziel be-reits vorlÃ¤ufig erreicht gehabt hÃ¤tten, folgt der
Senat ihm nicht.

Zwar trifft es zu, dass in Verfahren, die streitige Aufhebungs- und Erstattungsbe-
scheide zum Gegenstand haben, KlÃ¤ger oftmals durchaus Interesse an einer
lÃ¤nge-ren Verfahrensdauer haben, weil sie dies (zunÃ¤chst) von der anstehenden
oder zu-mindest drohenden RÃ¼ckzahlung bereits erhaltener Leistungen befreit
(vgl. hierzu BSG, Urteil vom 07.09.2017 â�� B 10 Ã�G 3/16 R â��, Rn. 26, LSG Berlin-
Brandenburg, Urteil vom 26.04.2018 â�� L 37 SF 38/17 EK AS -, Rn. 46, zitiert
jeweils nach juris). Dies rechtfertigt es zur Ã�berzeugung des Senats jedoch nicht,
Klagen, die â�� sei es im Zusammenhang mit Aufhebungs- oder
RÃ¼cknahmeentscheidungen, sei es im Rahmen endgÃ¼ltiger
Leistungsfestsetzungen â�� im Wesentlichen Erstattungsforderungen zum
Gegenstand haben, pauschal als unterdurchschnittlich bedeutsam einzustufen.
Denn auch der Suspensiveffekt einer Klage vermag an der Ungewissheit, ob die
Forderung berechtigterweise durch die BehÃ¶rde geltend gemacht worden ist,
nichts zu Ã¤ndern; das Damoklesschwert der mÃ¶glicherweise gebotenen
RÃ¼ckzahlung eines erheblichen Betrages schwebt damit auch wÃ¤hrend eines
anhÃ¤ngigen Klageverfahrens Ã¼ber einem KlÃ¤ger. Bei vernÃ¼nftig Handelnden
dÃ¼rfte dies mit dem Bestreben einhergehen, RÃ¼cklagen fÃ¼r die ErfÃ¼llung der
Zahlungsverpflichtung zu bilden, und damit andere Ausgaben zu vermeiden, was
auf die Lebensgestaltung durchaus Einfluss hat. Zur Ã�berzeugung des Senats sind
daher ergÃ¤nzend jedenfalls auch die ForderungshÃ¶he sowie die Frage zu
berÃ¼cksichtigen, ob im Verfahren eine realistische Aussicht zumindest auf einen
Teilerfolg bestand oder dieses ersichtlich im Wesentlichen eingeleitet wurde, um die
RÃ¼ckzahlung der â�� eigentlich von Anfang an als berechtigt erkannten â��
Forderung hinauszuzÃ¶gern. Mit Blick auf die ForderungshÃ¶he ist dabei bei
EmpfÃ¤ngern (ergÃ¤nzender) Grundsicherungsleistungen zu berÃ¼cksichtigen,
dass sich der objektive Umfang fÃ¼r diese anders darstellt. Denn
existenzsichernden Leistungen ist regelmÃ¤Ã�ig eine Ã¼berdurchschnittliche
Bedeutung fÃ¼r ihren EmpfÃ¤nger beizumessen (BSG, Urteil vom 03.09.2014 â�� B
10 Ã�G 2/14 R â�� juris, Rn. 39), weil ggf. Leistungen zur Deckung des

                             8 / 13

https://dejure.org/gesetze/GVG/198.html
https://dejure.org/gesetze/GVG/198.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=2/13
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=12/13
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=7/14
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=L%2037%20SF%2038/17%20EK%20AS


 

Lebensunterhalts im Existenzminimumsbereich fehlen und durch
EinsparmaÃ�nahmen bzw. die Aufnahme privater Darlehen kompensiert werden
mÃ¼ssen (BSG, Urteil vom 12.02.2015 â�� B 10 Ã�G 11/13 R â��, juris, Rn. 29).
Dementsprechend bereitet diesen ggf. aber auch die RÃ¼ckzahlung bereits
geringerer BetrÃ¤ge grÃ¶Ã�ere Probleme.

Gemessen daran kann vorliegend nicht angenommen werden, die Verfahren seien
von nur unterdurchschnittlicher Bedeutung gewesen. Dies gilt auch fÃ¼r das
Verfahren S 26 AS 995/16, in dem es letztlich um Erstattungsforderungen in HÃ¶he
von (nur) gut 72,00 EUR je KlÃ¤ger gegangen ist. Denn gerade in diesem Verfahren
haben die KlÃ¤ger letztlich in vollem Umfang mit ihrem Begehren Erfolg gehabt,
was bereits gegen die Annahme spricht, es wÃ¤re ihnen im Wesentlichen um ein
HinauszÃ¶gern der RÃ¼ck-zahlung gegangen. In dem Parallelverfahren standen
hingegen Erstattungsforderun-gen von knapp 1.450,00 EUR je KlÃ¤ger im Raum,
was insbesondere fÃ¼r einen EmpfÃ¤n-ger von Grundsicherungsleistungen einen
durchaus substantiellen Betrag bedeutet. Auch hier haben die KlÃ¤ger zumindest
einen Teilerfolg erreicht. Auch im Ã�brigen las-sen sich dem Verhalten der KlÃ¤ger
in den beiden Prozessen keine Anhaltspunkte dafÃ¼r entnehmen, dass es ihnen bei
der Erhebung der Klagen im Wesentlichen um ein HinauszÃ¶gern der
RÃ¼ckzahlung gegangen wÃ¤re. FÃ¼r die Allgemeinheit hatten die Verfahren
hingegen keinerlei Bedeutung.

2. FÃ¼r die Entscheidung, ob eine Ã¼berlange Verfahrensdauer vorliegt, sind
aktive und inaktive Zeiten der Bearbeitung gegenÃ¼berzustellen. Dabei sind dem
Ausgangs-gericht gewisse Vorbereitungs- und Bedenkzeiten, die regelmÃ¤Ã�ig je
Instanz zwÃ¶lf Monate betragen, als angemessen zuzugestehen, selbst wenn sie
nicht durch konkrete VerfahrensfÃ¶rderungsschritte als begrÃ¼ndet und
gerechtfertigt angesehen werden kÃ¶nnen. Angemessen bleibt die
Gesamtverfahrensdauer in Hauptsachever-fahren regelmÃ¤Ã�ig zudem dann, wenn
sie den genannten Zeitraum Ã¼berschreitet, aber insoweit auf vertretbarer aktiver
Verfahrensgestaltung des Gerichts beruht oder durch Verhalten des KlÃ¤gers oder
Dritter verursacht wird, die das Gericht nicht zu vertreten hat (BSG, Urteil vom
03.09.2014 â�� B 10 Ã�G 12/13 R â�� juris, Rn. 33, 54 f.). Bedeutsam ist dabei
zudem, dass dann keine inaktive Zeit der VerfahrensfÃ¼hrung vorliegt, wenn ein
KlÃ¤ger wÃ¤hrend Phasen (vermeintlicher) InaktivitÃ¤t des Gerichts selbst durch
das Einreichen von SchriftsÃ¤tzen eine Bearbeitung des Vorganges durch das
Gericht bewirkt. Denn eingereichte SchriftsÃ¤tze, die einen gewissen Um-fang
haben und sich inhaltlich mit Fragen des Verfahrens befassen, bewirken gene-rell
eine Ã�berlegungs- und Bearbeitungszeit beim Gericht, die mit einem Monat zu
Buche schlÃ¤gt (BSG, Urteil vom 03.09.2014, B 10 Ã�G 12/13 R, juris, Rn. 57).
Weiter ist zu beachten, dass die Ã�bersendung eines Schriftsatzes, z.B. eines
Gutachtens, einer gutachtlichen Stellungnahme oder auch der Berufungserwiderung
an die Betei-ligten zur Kenntnis stets die MÃ¶glichkeit zur Stellungnahme beinhaltet
sowie die Ent-scheidung des Gerichts, im Hinblick auf eine mÃ¶gliche
Stellungnahme zunÃ¤chst nicht weitere MaÃ�nahmen zur VerfahrensfÃ¶rderung zu
ergreifen, grundsÃ¤tzlich noch seiner EntscheidungsprÃ¤rogative unterliegt und â��
mit Ausnahme unvertretbarer oder schlechthin unverstÃ¤ndlicher Wartezeiten â��
durch das EntschÃ¤digungsgericht nicht als VerfahrensverzÃ¶gerung zu bewerten
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ist (BSG, Urteil vom 07.09.2017 â�� B 10 Ã�G 1/16 R â�� juris, Rn. 43). SchlieÃ�lich
ist kleinste relevante Zeiteinheit im Geltungsbe-reich des GRÃ¼GV stets der
Kalendermonat (BSG, Urteil vom 12.02.2015 â�� B 10 Ã�G 11/13 R â�� 2. Leitsatz
und Rn. 34, vgl. auch Urteile vom 03.09.2014 â�� B 10 Ã�G 12/13 R â��, Rn. 29,
â�� B 10 Ã�G 9/13 R â�� Rn. 25, â�� B 10 Ã�G 2/13 â�� Rn. 24, jeweils zitiert nach
juris).

Unstreitig und insoweit zu Recht gehen die Beteiligten davon aus, dass es in den
beiden streitgegenstÃ¤ndlichen Ausgangsverfahren jeweils in der Zeit von MÃ¤rz
2017 (Monat nach Korrektur der Prozesskostenhilfe-Bewilligung) bis November 2018
(Mo-nat vor Anberaumung des Termins), mithin im Umfang von 21
Kalendermonaten, zu Phasen gerichtlicher InaktivitÃ¤t gekommen ist. DarÃ¼ber
hinaus ist den KlÃ¤gern zu folgen, soweit sie auch die Monate August und
September 2016 als VerzÃ¶gerungsmonate bewerten. Denn nachdem die
BevollmÃ¤chtigten in ihren Klageschriften vom Juni 2016 um Akteneinsicht gebeten
und eine anschlieÃ�ende ausfÃ¼hrlichere KlagebegrÃ¼ndung in Aussicht gestellt
hatten, hat das Sozialgericht den damaligen Beklagten Mitte Juni gebeten, die Akten
den BevollmÃ¤chtigten zur Akteneinsicht zuzuleiten, und dafÃ¼r eine Frist von vier
Wochen gesetzt. Zugleich hat es aber auch den damaligen Beklagten um
Erwiderung binnen sechs Wochen gebeten. WÃ¤hrend eine AktenÃ¼bersendung
unterblieben war, sind die Erwiderungen noch im Juni 2016 eingegangen und
wurden Anfang Juli 2016 an die BevollmÃ¤chtigten zur Kenntnisnahme
weitergeleitet. Weder aber hat das Sozialgericht â�� ggf. in der Annahme, die
Verwaltungsakten wÃ¤ren aufforderungsgemÃ¤Ã� an die BevollmÃ¤chtigten
geschickt worden â�� diese an die KlagebegrÃ¼ndung erinnert, noch hat es
umgekehrt den damaligen Beklagten an die Ã�bersendung erinnert. Stattdessen hat
das Sozialgericht die Akten in das Sitzungs-fach verfÃ¼gt und damit zum Ausdruck
gebracht, die Sache als entscheidungsreif ein-zustufen. Dies hatte letztlich zur
Folge, dass den Verfahren erst im Oktober 2016 Fortgang gewÃ¤hrt wurde, als die
BevollmÃ¤chtigten BegrÃ¼ndungen vorlegten, ohne inzwischen Akteneinsicht
gehabt zu haben.

Insgesamt ist es damit in beiden Verfahren in 23 Kalendermonaten zu gerichtlicher
InaktivitÃ¤t gekommen.

3. Dies bedeutet indes nicht, dass den KlÃ¤gern jeweils eine EntschÃ¤digung fÃ¼r
23 Monate in zwei Verfahren zustehen wÃ¼rde. Denn erst die wertende Gesamtbe-
trachtung und AbwÃ¤gung aller EinzelfallumstÃ¤nde ergibt, ob die Verfahrensdauer
die Ã¤uÃ�erste Grenze des Angemessenen deutlich Ã¼berschritten und deshalb
das Recht auf Rechtsschutz in angemessener Zeit verletzt hat (BSG, Urteil vom
07.09.2017 â�� B 10 Ã�G 1/16 R â�� juris, Rn. 33). Dabei sind â�� wie bereits
ausgefÃ¼hrt â�� dem Ausgangsgericht Vorbereitungs- und Bedenkzeiten von in der
Regel zwÃ¶lf Monaten je Instanz als angemessen zuzugestehen, falls sich nicht aus
dem Vortrag des KlÃ¤gers oder aus den Akten besondere UmstÃ¤nde ergeben, die
vor allem mit Blick auf die Kriterien von Â§ 198 Abs. 1 Satz 2 GVG im Einzelfall zu
einer anderen Bewertung fÃ¼hren (BSG, Urteile vom 03.09.2014 â�� B 10 Ã�G 2/13
R â�� Rn. 48, â�� B 10 Ã�G 2/14 R â�� Rn. 49 und â�� B 10 Ã�G 12/13 R â�� Rn.
56, jeweils zitiert nach juris). Im Rahmen der GesamtabwÃ¤gung ist schlieÃ�lich im
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Hinblick auf die Regelung des Â§ 198 Abs. 3 Satz 4 GVG weiter zu prÃ¼fen, ob und
inwieweit eine mÃ¶gliche Verletzung der Hinweispflicht eines KlÃ¤gers nach Â§ 198
Abs. 3 Satz 3 GVG zu einer VerkÃ¼rzung der entschÃ¤digungsrelevanten
Ã�berlÃ¤nge beitragen kann (BSG, Urteil vom 12.02.2015 â�� B 10 Ã�G 11/13 R â��
juris, Rn. 34).

Anlass, von der Vorbereitungs- und Bedenkzeit von zwÃ¶lf Monaten fÃ¼r die beiden
Klageverfahren abzuweichen, besteht zur Ã�berzeugung des Senats weder nach Ak-
tenlage noch nach dem Vortrag der Beteiligten.

Insbesondere sieht er es nicht als gerechtfertigt an, von der vom Beklagten
geforder-ten Verdoppelung der Vorbereitungs- und Bedenkzeit auszugehen, weil die
streitge-genstÃ¤ndlichen Ausgangsverfahren Erstattungsbescheide im Rahmen
endgÃ¼ltiger Leistungsfestsetzungen zum Gegenstand hatten. Abgesehen davon,
dass die jewei-ligen StreitgegenstÃ¤nde â�� wie oben ausgefÃ¼hrt â�� hier nicht
dazu fÃ¼hren kÃ¶nnen, den Rechtsstreitigkeiten eine nur sehr geringe Bedeutung
zuzusprechen, ist zu beachten, dass es bei der Frage der angemessenen
Verfahrensdauer letztlich um den Justiz-gewÃ¤hrleistungsanspruch geht und in den
Ausgangsverfahren Verfahrensbeteiligte nicht nur die â�� jetzt eine EntschÃ¤digung
begehrenden â�� KlÃ¤ger waren, sondern auch die beklagte BehÃ¶rde, um deren
Erstattungsbescheide es ging. Auch diese BehÃ¶rde, die ihre Leistungen aus Mitteln
der Steuerzahler finanziert, hat ein Interesse an einer zÃ¼gigen Entscheidung und
ggf. der RÃ¼ckerstattung Ã¼berzahlter Leistungen. Die Ge-bietskÃ¶rperschaften
sind daher gehalten, fÃ¼r eine Personalausstattung der Gerichte zu sorgen, die es
nicht nÃ¶tig macht, Verfahren, in denen es im Wesentlichen â�� sei es im
Zusammenhang mit Aufhebungs- oder RÃ¼cknahmebescheiden, sei es im Rahmen
einer endgÃ¼ltigen Leistungsfestsetzung â�� um Erstattungsforderungen geht,
lÃ¤nger als zwÃ¶lf Monate zurÃ¼ckzustellen.

Umgekehrt sieht der Senat jedoch auch keinen Anlass, zugunsten der KlÃ¤ger von
einer VerkÃ¼rzung der Ã¼blichen Vorbereitungs- und Bedenkzeit von zwÃ¶lf
Monaten auszugehen, sodass die streitgegenstÃ¤ndlichen Ausgangsverfahren eine
Ã�berlÃ¤nge von jeweils elf Kalendermonaten aufweisen.

4. Durch diese Ã¼berlange Verfahrensdauer haben die KlÃ¤ger jeweils einen
Nachteil nicht vermÃ¶genswerter Art erlitten. Dies folgt bereits aus Â§ 198 Abs. 2
Satz 1 GVG, wonach ein Nachteil, der nicht VermÃ¶gensnachteil ist, vermutet wird,
wenn ein Gerichtsverfahren unangemessen lange gedauert hat. UmstÃ¤nde, die
diese gesetzli-che Vermutung zu widerlegen geeignet erscheinen lassen, sind nicht
erkennbar und auch von dem Beklagten nicht vorgebracht worden.

5. Eine Wiedergutmachung auf andere Weise gemÃ¤Ã� Â§ 198 Absatz 4 GVG, insbe-
sondere durch die Feststellung des EntschÃ¤digungsgerichts, dass die Verfahrens-
dauer unangemessen war, sieht der Senat vorliegend nicht als ausreichend an (Â§
198 Abs. 2 Satz 2 GVG). Eine derartige Kompensation kommt unter WÃ¼rdigung
der Rechtsprechung des EuropÃ¤ischen Gerichtshofs fÃ¼r Menschenrechte zu Art. 6
und Art. 41 EuropÃ¤ische Menschenrechtskonvention (EMRK) nur ausnahmsweise in
Betracht (vgl. BSG, Urteile vom 21.02.2013 â�� B 10 Ã�G 1/12 KL â�� Rn. 45, vom

                            11 / 13

https://dejure.org/gesetze/GVG/198.html
https://dejure.org/gesetze/GVG/198.html
https://dejure.org/gesetze/GVG/198.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=11/13
https://dejure.org/gesetze/GVG/198.html
https://dejure.org/gesetze/GVG/198.html
https://dejure.org/gesetze/GVG/198.html
https://dejure.org/gesetze/GVG/198.html
https://dejure.org/gesetze/GVG/198.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=1/12


 

03.09.2014 â�� B 10 Ã�G 2/13 R â�� Rn. 52 und â�� B 10 Ã�G 12/13 R â�� Rn. 59
sowie vom 12.02.2015 â�� B 10 Ã�G 11/13 R â�� Rn. 36 und â�� B 10 Ã�G 7/14 R
â�� Rn. 43, alle zitiert nach juris). Namentlich kann dies dann der Fall sein, wenn
das Verfahren fÃ¼r den EntschÃ¤digungsklÃ¤ger aus der Sicht eines verstÃ¤ndigen
Dritten in der Lage des KlÃ¤-gers keine besondere Bedeutung hatte oder dieser
durch sein Verhalten erheblich zur VerlÃ¤ngerung des Verfahrens beigetragen hat.
Beides ist hier jedoch nicht der Fall. Wie bereits oben ausgefÃ¼hrt, ist mit Blick auf
die streitgegenstÃ¤ndlichen Aus-gangsverfahren weder von geringer Bedeutung
auszugehen noch den KlÃ¤gern vor-zuwerfen, sie hÃ¤tten zu deren VerlÃ¤ngerung
beigetragen.

6. Ausgehend von der entschÃ¤digungspflichtigen Ã�berlÃ¤nge von jeweils elf
Kalendermonaten und dem in Â§ 198 Abs. 2 S. 3 GVG vorgegebenen Richtwert von
1.200,00 EUR fÃ¼r jedes Jahr der VerzÃ¶gerung belÃ¤uft sich damit die den
KlÃ¤gern zustehende angemessene EntschÃ¤digung auf 1.100,00 EUR je Verfahren.
Soweit Â§ 198 Abs. 2 Satz 4 GVG fÃ¼r atypische SonderfÃ¤lle (vgl. BSG, Urteil vom
12.02.2015 â�� B 10 Ã�G 11/13 R â�� Rn. 37 ff., vgl. auch Urteile vom 07.09.2017
â�� B 10 Ã�G 1/16 R â�� Rn. 50, 52 und â�� B 10 Ã�G 3/16 R â�� Rn. 33, jeweils
zitiert nach juris) die MÃ¶glichkeit erÃ¶ffnet, von der EntschÃ¤digungspauschale
abzuweichen, wenn sich nÃ¤mlich das zu beurteilende Verfahren durch eine oder
mehrere entschÃ¤digungsrelevante Besonderheiten in tatsÃ¤chlicher oder
rechtlicher Hinsicht von vergleichbaren FÃ¤llen abhebt (BSG, Urteil vom 12.02.2015
â�� B 10 Ã�G 11/13 R â�� Rn. 39, vgl. auch Urteil vom 07.09.2017 â�� B 10 Ã�G
1/16 R â�� Rn. 51 f., jeweils zitiert nach juris), besteht dafÃ¼r vorliegend kein
Raum. Weder hatten die Ausgangsverfahren eine auÃ�ergewÃ¶hnlich geringe
Bedeutung fÃ¼r die KlÃ¤ger noch wiesen die Verfahren jeweils eine nur kurzzeitige
VerzÃ¶gerung auf (vgl. zu diesen Varianten: BSG, Urteil vom 12.02.2015 â�� B 10
Ã�G 11/13 R â�� juris, Rn. 39).

7. DarÃ¼ber hinaus steht den KlÃ¤gern eine EntschÃ¤digung fÃ¼r den erlittenen
Ver-mÃ¶gensschaden in Form der fÃ¼r die vorprozessuale Geltendmachung des
Anspruchs angefallenen Rechtsanwaltskosten (vgl. insoweit BVerwG, Urteil vom
27.02.2014 â�� 5 C 1/13 D -, juris, Rn. 40, unter Bezugnahme auf BT-Drs. 17/3802,
S. 19; siehe auch RÃ¶hl in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGG, 1. Aufl. 2017, Â§ 198 GVG
, Rn. 108) zu. Diese Kosten belaufen sich bei einem Wert von 4.400,00 EUR auf
insgesamt 600,71 EUR [= 303,00 EUR (GeschÃ¤ftsgebÃ¼hr Â§ 13 Nr. 2300 VV RVG)
x 1,6 (ErhÃ¶hungsgebÃ¼hr fÃ¼r auÃ�ergerichtliche Vertretung, Nr. 2300 VV RVG
und fÃ¼r zweite Person, Nr. 1008 VV RVG) + 20,00 EUR (Pauschale fÃ¼r Post und
Telekommunikation Nr. 7002 VV RVG) zzgl. 95,91 EUR (19 % Umsatzsteuer Nr. 7008
VV RVG)].

II. Da derEntschÃ¤digungsanspruch nach Â§ 198 GVG auÃ�erhalb des Systems der
sozialrechtlichen AnsprÃ¼che steht, fÃ¼r die Prozesszinsen nach MaÃ�gabe des Â§
44 des Ersten Buches des Sozialgesetzbuches grundsÃ¤tzlich nicht beansprucht
werden kann (vgl. BSG, Urteile vom 03.09.2014 â�� B 10 Ã�G 9/13 R â�� Rn. 52,
â�� B 10 Ã�G 12/13 R â�� Rn. 61 und â�� B 10 Ã�G 2/14 R â�� Rn. 54, alle zitiert
nach juris), war der Be-klagte weiter in analoger Anwendung der Â§Â§ 288 Abs. 1,
291 Satz 1 des BÃ¼rgerlichen Gesetzbuches zur Zahlung von Prozesszinsen in
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HÃ¶he von 5 % Zinsen Ã¼ber dem Basiszinssatz zu verurteilen. Diese sind ab
RechtshÃ¤ngigkeit, d.h. nach Â§ 94 Satz 2 SGG ab Zustellung der Klage, hier ab
dem 04. Oktober 2019 zu zahlen. III. Soweit in Â§ 198 Abs. 4 Satz 3 GVG
schlieÃ�lich die MÃ¶glichkeit vorgesehen ist, in schwerwiegenden FÃ¤llen neben
der EntschÃ¤digung auszusprechen, dass die Ver-fahrensdauer unangemessen war,
sieht der Senat hierfÃ¼r keinen Grund. Er vermag bereits nicht zu erkennen, dass
vorliegend ein schwerwiegender Fall gegeben wÃ¤re.

IV. Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 197a Abs. 1 Satz 1 SGG i.V.m. Â§ 154 Abs.
1 der Verwaltungsgerichtsordnung.

V. Anlass, die Revision nach Â§Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1, 202 Satz 2 SGG, 201 Abs. 2 Satz
3 GVG zuzulassen, bestand nicht.

Erstellt am: 26.06.2020

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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